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Bläser setzen zu den ersten Tönen an
Amateurmusik darf wieder starten / Instrumentalunterricht läuft bereits / Testvorgaben sorgen für Verwirrung

Von BT-Volontär
Konstantin Stoll

Baden-Baden/Sinzheim –
Nach und nach sinken die In-
zidenzen. Das ermöglicht im-
mer mehr Lockerungen.
Während Musikschulen ihren
Präsenzunterricht wieder an-
bieten dürfen, stehen auch die
Musikvereine in den Startlö-
chern. Für den Neustart gibt
es mittlerweile Vorschläge,
wie Ausbildung, Proben und
Konzerte unter Hygienevor-
schriften stattfinden können.

Seit Blasmusikvereine ohne
Weiteres musizieren, auftreten
und unterrichten durften, ist ei-
nige Zeit vergangenen. Corona
hat auch die Amateurmusik
seit März vergangenen Jahres
fast vollständig zum Stillstand
gebracht. Das betrifft sowohl
die Konzerte als auch die Aus-
bildung der Nachwuchsmusi-
ker gleichermaßen. Mittlerwei-
le sind die Inzidenzen so weit
gesunken, dass ein Musizieren
unter Pandemiebedingungen
wieder möglich ist. Mit einem
Musterhygienekonzept bietet
der Bund Deutscher Blasmu-
sikverbände (BDB) dafür die
formalen Umstände. Das um-
fasst unter anderem Vorgaben
für Verantwortungsklauseln,
Proberaumgrößen, Stuhlan-
ordnungspläne und Teststrate-
gien. Auf Nachfrage bei örtli-

chen Musikvereinen wird deut-
lich: Ein Neustart ist zunächst
ein enormer Verwaltungsakt.
Nichtsdestotrotz planen einige
Vereine wieder Proben und
Unterricht – auch wenn sie da-
für unter freiem Himmel spie-
len müssen.

Christian Riese, erster Vorsit-
zender des Musikvereins Ba-
den-Lichtenthal, gab sich zu-
nächst noch zurückhaltend. Er
stellte sich die Frage, ob man
„jeden Strohhalm greifen“
müsse, der sich bietet. Das
Ganze brauche einen zeitli-
chen Vorlauf, erklärte er. Man
könne nicht von einem Tag auf
den nächsten wieder beginnen,
so der Vorsitzende. Damit der

Wiedereinstieg bestmöglich ge-
lingt, gelte es, diesen gründlich
vorzubereiten und nichts zu
übereilen: „Sinnvoll, aber lang-
samer“ sei seine Devise.

Für den Kurstadtverein be-
stehe noch keine Freigabe,
wieder proben zu dürfen. Die-
se werde einzeln vom Bundes-
musikverband erteilt. Riese
geht allerdings davon aus, dass
am Donnerstag der kommen-
den Woche erste Proben wie-
der stattfinden können. Dafür
weiche man behelfsmäßig in
den Löwensaal aus, da die ei-
genen Räume gemäß Hygiene-
konzept zu klein sind. Proben
unter freiem Himmel seien in
Lichtental kaum durchführbar,

sagte Riese diesbezüglich.
Der Instrumentalunterricht

hingegen, die Ausbildung des
musikalischen Nachwuchses,
läuft mittlerweile wieder. Hier-
bei seien die Hygienevorgaben
einfacher umsetzbar. So zum
Beispiel in Lichtental und
Sinzheim. Als sperrig erweist
sich allerdings das Dauerthema
der Testungen. Ein Musterhygi-
enekonzept des BDB sieht di-
verse Möglichkeiten vor, Nega-
tiv-Tests nachzuweisen, bezie-
hungsweise von den Eltern ga-
rantieren zu lassen. Das trägt
jedoch mehr zur allgemeinen
Verwirrung und zum Hin und
Her bei. „Es ist schwierig“, re-
sümierte Riese.

Das sieht Ralf Schmidt, Vor-
stand des Sinzheimer Musik-
vereins, ähnlich: Die vielen
verschiedenen Bescheinigun-
gen sollten ursprünglich als
Aufwandsreduzierung dienen,
scheinen allerdings das Gegen-
teil zu bewirken. Seine Sicht
sah er zudem in der Entschei-
dung der Gemeinde bestätigt,
die das nicht akzeptiert habe.
Für die Amateurmusik halte
man es in Sinzheim daher sim-
pel: Für Schüler gelte die Regel,
dass Tests nicht älter als 60
Stunden sein dürfen, während
sich alle anderen 24 Stunden
im Voraus testen lassen müs-
sen. In Sinzheim wird ebenfalls
wieder unterrichtet; proben
wolle der Verein bei gutem
Wetter unter freiem Himmel,
teilte Schmidt auf Nachfrage
mit. Auftritte sind bis dato
noch nicht geplant, das solle in
den kommenden Tagen und
Wochen sukzessive geschehen,
informierte Schmidt. In Sand-
weier wartet man noch offiziel-
le Mitteilungen ab. Dort soll
der Betrieb aber auch in der
kommenden Zeit wieder losge-
hen.

Trotz des neuen Planungs-
aufwands überwog die Freude
darüber, nach langem Lock-
down die Instrumente wieder
gemeinsam in die Hand neh-
men zu dürfen. Bis zu den ers-
ten Konzerten, wird es aber
noch weiter dauern.

Bis Blasmusikverbände wieder „normal“ proben und auftreten können, wird es noch etwas
dauern. Erste Schritte zurück zur Normalität sind aber wieder möglich. Foto: Gangl/Archiv

Nach Randale:
Neue Konzepte
für Sicherheit

Mannheim (lsw) – Nach
Randale in mehreren Städten
will die Polizei mit dem Kon-
zept „Brennpunkte Sommer
2021“ die Sicherheit in Mann-
heim und Heidelberg verbes-
sern. Nach langen Einschrän-
kungen hielten sich bei dem
schönen Wetter jetzt viele
Menschen draußen auf, sagte
der Mannheimer Polizei-Vize-
präsident Siegfried Kollmar
gestern. „Während sich die
Mehrheit aller Personen dabei
friedlich verhält, gibt es den-
noch immer wieder einzelne,
die das nicht akzeptieren
möchten und auf Krawall und
Straftaten aus sind.“ Dadurch
werde die Sicherheit im öffent-
lichen Raum und damit die Le-
bensqualität beeinträchtigt.
Das auch für den Rhein-Ne-
ckar-Kreis gültige Konzept
sieht vor, zusätzliche Beamte
an Orten und Zeiten einzuset-
zen, an denen es bislang zu
Störungen kam. In Heidelberg
ist dies die Neckarwiese, die
Altstadt und der Bismarck-
platz. In Mannheim gehören
ebenfalls die Neckarwiese, das
Stephanienufer und das Ver-
gnügungsviertel Jungbusch zu
den Brennpunkten. Überdies
wird in Heidelberg eine Ermitt-
lungsgruppe „Poser“ eingerich-
tet. Bislang war das Phäno-
men, dass junge Männer mit
getunten Autos lärmend durch
die City fahren, vor allem aus
Mannheim bekannt.

Eintrittskarte für den Hochschwarzwald?
Tagesgäste müssen für besonders beliebte Ausflugsziele möglicherweise bald bezahlen

Hinterzarten (lsw) – Tagestou-
risten im Hochschwarzwald
könnten künftig für Besuche
von bislang kostenlosen At-
traktionen zur Kasse gebeten
werden. Loipen, Wanderpark-
plätze, frei zugängliche Frei-
bäder wie das am Titisee –
„muss das immer für alle kos-
tenfrei sein?“, fragt Thorsten
Rudolph, Geschäftsführer der
Hochschwarzwald Tourismus
GmbH. „Oder kann man ei-
nen sogenannten Umwelteu-
ro erheben, der dazu dient, in
die Infrastruktur zu investie-
ren, in den Klimaschutz, die
Nachhaltigkeit?“

Den touristisch geprägten
Kommunen fehlten wegen der
Corona-Pandemie Einnahmen.
Mit Geld von Tagestouristen
könne man die Qualität der
Tourismus-Ziele im Hoch-
schwarzwald auch künftig er-
halten und weiterentwickeln.
Übernachtungsgäste zahlten ja
auch Kurtaxe, Kurz-Ausflügler

leisteten aber teils keinen Bei-
trag zur Wertschöpfung. Die
Idee des „Umwelteuros“ sei
keineswegs neu. Ähnliche
Überlegungen und Regelungen
gebe es bereits etwa in US-
amerikanischen Nationalparks
oder in Venedig.

Wie genau die Umsetzung
aussehen könnte? „Natürlich
nicht mit einem Zollhäuschen
oder einer Schranke“, sagte
Rudolph. Die Diskussion darü-
ber stehe noch ganz am An-
fang. Möglich sei etwa ein On-
line-Buchungssystem für be-
sonders beliebte Ziele. Das sei
auch im Sinne des Gastes, der
so „frei von Schlangestehen
und Menschenströmen die Na-
tur erleben“ könne. Die Kosten
könnten durchaus auch höher
liegen als bei einem Euro, sagte
Rudolph, betonte aber: „Wir
wollen kein Geld damit verdie-
nen. Wir wollen dafür sorgen,
dass auch die nachfolgenden
Generationen noch eine intak-
te Umwelt vorfinden.“

Keine Kosten würden etwa
für das Wandern auf einem
Waldweg anfallen. „Wir wer-
den für normale Natur nichts
verlangen“, sagte Rudolph. Es
gehe um Orte mit besonderer
Infrastruktur, etwa um Aus-
sichtspunkte oder besonders
günstig gelegene Parkplätze.

Trixi Laber, die am Feldberg
die älteste Skischule betreibt,
äußerte gegenüber der „Stutt-
garter Zeitung“ Verständnis da-
für, dass künftig für die Nut-
zung der Loipen ein Entgelt er-
hoben werden könnte. Fürs
Spuren werde „ein Mordsauf-
wand“ betrieben. Doch bei
Wanderwegen sei eine Grenze
erreicht: „In der freien Natur
kann man nicht auch noch ab-
kassieren.“ Auch der Chef des
Feldberger Hofs, Thomas Ban-
hardt, äußerte Zweifel. „Ich
weiß nicht, ob das gerade jetzt
der richtige Weg ist.“ Viele Fa-
milien hätten im vergangenen
Corona-Jahr Einbußen hin-
nehmen müssen.

Ein „Umwelteuro“, der in den Erhalt der Schwarzwälder Natur fließen soll, könnte bald von
Tagestouristen erhoben werden. Foto: von Ditfurth/dpa

Schwierige Verhandlungen
Grün-Schwarz ringt um Nachtragshaushalt

Stuttgart (bjhw) – Deutlich
schwieriger als erwartet gestal-
ten sich die Beratungen über
den ersten Nachtragshaushalt.
Deshalb sind jetzt – ein Novum
bei Verhandlungen über einen
Etat – erst einmal die Regie-
rungsfraktionen am Zuge. Die
Grünen informieren heute in-
tern die Arbeitskreis-Vorsitzen-
den. Bis Montagabend werden
auf getrennten Listen die Vor-
stellungen der beiden Fraktio-
nen übermittelt. Am Mittwoch
soll die Haushaltskommission
tagen.

Bereits bekannt ist, dass für
Corona-Folgen und -Risiken
die Aufnahme neuer Schulden
in Höhe von knapp unter einer
Milliarde Euro diskutiert wird.

Was haben sich die Koaliti-

onspartner nicht alles verspro-
chen zum Neustart der Zusam-
menarbeit. Schon die Auftakt-
runde zum Nachtragshaushalt
gestaltet sich jedoch deutlich
komplizierter als angekündigt.
Beide Seiten, vor allem aber
die Grünen, sind peinlich dar-
auf bedacht, dass die Partner
nicht einseitig Punkte machen.

Dennoch – oder gerade des-
halb – stellt sich die CDU vor,
dass viele Anmeldungen ein-
zelner Ministerien, auch beim
Klimaschutz, erst in die ohne-
hin im Herbst anstehenden Be-
ratungen des nächsten regulä-
ren Etats einfließen sollen. Da-
bei steht im Koalitionsvertrag,
das einschlägige Sofortpro-
gramm werde „unmittelbar“
nach der Regierungsbildung

auf den Weg gebracht.
Priorität hat, die Pandemie-

folgen abzufedern, vor allem
durch das Lernlücken-Pro-
gramm. Nachgedacht wird
über neue Lehrerstellen. Vor-
gesehen sind Hilfen für darnie-
derliegende Innenstädte, die
CDU denkt an Hilfen für den
Tourismus. Geld braucht auch
das neue Ministerium für Bau-
en und Landesentwicklung,
das die CDU wollte. Innenmi-
nister Thomas Strobl (CDU)
hat mehrfach die große Aufga-
be des neuen Hauses beschrie-
ben, weil der gültige Landes-
entwicklungsplan von 2002 ist.
Bei den Grünen gibt es indes
Stimmen, den größeren Teil
der Aufgaben auch erst über
den Etat 2022 zu finanzieren.

In vielen Punkten uneins
Konferenz der Innenminister in Rust

Rust (dpa) – Gemeinsam in
der prallen Sonne auf dem Po-
lizeiboot: Die Innenminister
von Bund und Ländern haben
sich gestern auf dem Rhein ein
Bild gemacht von der deutsch-
französischen Zusammenar-
beit der Sicherheitsbehörden.
Das war nur ein Thema auf der
Frühjahrskonferenz in Rust,
die noch bis heute geht. Nicht
bei allem ist man sich einig.

l Abschiebungen nach Syri-
en: Der generelle Abschiebe-
stopp war zum Jahreswechsel
auf Betreiben der Unionsin-
nenminister ausgelaufen; im
Einzelfall sind Abschiebungen
nun möglich. Im Blick sind
schwere Straftäter und Terror-
Gefährder. Ein halbes Jahr spä-

ter ist aber noch niemand ab-
geschoben worden. Das wollen
die Unionsinnenminister än-
dern – während die SPD-Mi-
nister keine praktische Mög-
lichkeit sehen, dies zu tun.

l Stadien: Nach der miss-
glückten Greenpeace-Aktion
im Münchner Stadion stellen
einige CDU-Politiker die Ge-
meinnützigkeit von Green-
peace infrage. Der SPD-Politi-
ker Boris Pistorius sagte: „Das
ist eine beliebte Forderung der
Union, die immer dann
kommt, wenn jemand unlieb-
same Aktionen startet.“

l Antisemitismus: Eine israe-
lische Flagge brennt, ein Ha-
kenkreuz an der Wand, aber

wer steckt dahinter? Die Erfas-
sung antisemitischer Straftaten
soll genauer werden – bislang
werden sie dem „Phänomen-
bereich Rechts“ zugeordnet,
nun will man auch den zuge-
wanderten Antisemitismus
stärker in den Blick nehmen.

l Afghanistan: Afghanen, die
dem deutschen Militär und der
deutschen Polizei geholfen ha-
ben, sollen mit ihren Familien
aufgenommen werden, forder-
te Pistorius. Aktuell darf man
nur unter strengen Bedingun-
gen einen Antrag auf Aufnah-
me stellen und zum Beispiel
volljährige Kinder nicht mit-
bringen. Pistorius warf der
CDU bei dem Thema man-
gelnde Empathie vor.
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